
GEMEINSAME ERKLÄRUNGEN 

 

Gemeinsame Erklärung zu den Artikeln 22 und 29 des Abkommens 

 

Die Vertragsparteien erklären, dass sie in Anwendung der Artikel 22 und 29 im Stabilitäts- und 

Assoziationsrat die Auswirkungen von Präferenzabkommen prüfen, die Albanien mit Drittländern 

(ausgenommen die am Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess der Europäischen Union beteilig-

ten Länder und andere nicht der Europäischen Union angehörende Nachbarländer) aushandelt. Im 

Rahmen dieser Prüfung werden die der Gemeinschaft eingeräumten Zugeständnisse Albaniens 

angepasst, falls Albanien diesen Ländern erheblich bessere Zugeständnisse anbieten sollte. 

 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 41 des Abkommens 

 

1. Die Gemeinschaft erklärt sich bereit, im Stabilitäts- und Assoziationsrat die Frage der 

Beteiligung Albaniens an der diagonalen Ursprungskumulierung zu prüfen, wenn die 

wirtschaftlichen, handelspolitischen und sonstigen einschlägigen Voraussetzungen für die 

Gewährung der diagonalen Kumulierung geschaffen worden sind. 

 

2. Vor diesem Hintergrund erklärt sich Albanien bereit, Freihandelszonen vor allem mit den 

anderen am Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess der Europäischen Union beteiligten 

Ländern zu errichten. 

 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 46 des Abkommens 

 

Es besteht Einigkeit darüber, dass der Begriff „Kinder“ nach den Rechtsvorschriften des 

betreffenden Aufnahmestaats bestimmt wird. 
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Gemeinsame Erklärung zu Artikel 48 des Abkommens 

 

Es besteht Einigkeit darüber, dass der Begriff „Familienangehörige“ nach den Rechtsvorschriften 

des betreffenden Aufnahmestaats bestimmt wird. 

 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 61 des Abkommens  

 

Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass die Bestimmungen in Artikel 61 nicht so 

auszulegen sind, als verhinderte er eine proportionale, diskriminierungsfreie Beschränkung des 

Erwerbs von Immobilien im allgemeinen Interesse oder als berührte er in sonstiger Weise die 

Rechtsvorschriften der Vertragsparteien über das Eigentum an Immobilien, sofern dort nicht 

ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

 

Es besteht Einigkeit darüber, dass der Erwerb von Immobilien durch Staatsangehörige Albaniens in 

den Mitgliedstaaten der Europäischen Union nach Maßgabe des geltenden Gemeinschaftsrechts und 

vorbehaltlich der dort vorgesehenen und nach Maßgabe der geltenden nationalen Rechtsvorschriften 

der Mitgliedstaaten der Europäischen Union angewandten besonderen Ausnahmen gestattet ist. 

 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 73 des Abkommens 

 

Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass das "geistige und gewerbliche Eigentum" für die 

Zwecke des Abkommens insbesondere Folgendes umfasst: das Urheberrecht, einschließlich des 

Urheberrechts an Computerprogrammen, und die verwandten Schutzrechte, die Rechte an Daten-

banken, die Patente, die gewerblichen Muster, die Marken für Waren und Dienstleistungen, die 

Topografien integrierter Schaltkreise, die geografischen Angaben, einschließlich der Ursprungs-

bezeichnungen, sowie den Schutz gegen unlauteren Wettbewerb im Sinne des Artikels 10bis der 

Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums und den Schutz vertrau-

licher Informationen über Know-how. 
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Gemeinsame Erklärung zu Artikel 80 des Abkommens 

 

Die Vertragsparteien sind sich der Bedeutung bewusst, die die Bevölkerung und die Regierung 

Albaniens der Aussicht auf eine Liberalisierung der Visaregelung beimessen. Fortschritte hängen 

bis dahin davon ab, dass Albanien in Bereichen wie Ausbau des Rechtsstaats, Bekämpfung des 

organisierten Verbrechens, der Korruption und der illegalen Migration und Ausbau der Verwal-

tungskapazitäten für den Grenzschutz und die Sicherheit der Papiere wichtige Reformen durchführt. 

 

Gemeinsame Erklärung zu Artikel 126 des Abkommens 

 

1. Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass für die Zwecke der Auslegung und prak-

tischen Anwendung des Abkommens die in Artikel 126 genannten "besonders dringenden 

Fälle" die Fälle erheblicher Verletzung des Abkommens durch eine der beiden Vertrags-

parteien sind. Eine erhebliche Verletzung des Abkommens liegt 

 

– in einer nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts nicht zulässigen Ablehnung der 

Erfüllung des Abkommens, oder 

 

– im Verstoß gegen die in Artikel 2 niedergelegten wesentlichen Bestandteile des 

Abkommens. 

 

2. Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, dass "geeignete Maßnahmen" im Sinne des 

Artikels 126 Maßnahmen sind, die im Einklang mit dem Völkerrecht getroffen werden. Trifft 

eine Vertragspartei nach Artikel 126 eine Maßnahme in einem besonders dringenden Fall, so 

kann die andere Vertragspartei das Streitbeilegungsverfahren in Anspruch nehmen. 
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Gemeinsame Erklärung zur legalen Migration, zur Freizügigkeit und zu den Rechten der 

Arbeitnehmer 

 

Für die Erteilung, Verlängerung oder Ablehnung einer Aufenthaltserlaubnis sind die Rechts-

vorschriften des betreffenden Mitgliedstaats und die im Verhältnis zwischen Albanien und dem 

Mitgliedstaat geltenden bilateralen Übereinkünfte maßgebend. 

 

Gemeinsame Erklärung zum Fürstentum Andorra 

bezüglich des Protokolls Nr. 4 des Abkommens 

 

1. Erzeugnisse der Kapitel 25 bis 97 des Harmonisierten Systems mit Ursprung im Fürstentum 

Andorra werden von Albanien als Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft im Sinne dieses 

Abkommens anerkannt. 

 

2. Protokoll Nr. 4 gilt sinngemäß für die Bestimmung der Ursprungseigenschaft der 

vorgenannten Erzeugnisse. 

 

Gemeinsame Erklärung zur Republik San Marino 

bezüglich des Protokolls Nr. 4 des Abkommens 

 

1. Erzeugnisse mit Ursprung in der Republik San Marino werden von Albanien als 

Ursprungserzeugnisse der Gemeinschaft im Sinne dieses Abkommens anerkannt. 

 

2. Protokoll Nr. 4 gilt sinngemäß für die Bestimmung der Ursprungseigenschaft der 

vorgenannten Erzeugnisse. 
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Gemeinsame Erklärung zu Protokoll Nr. 5 des Abkommens 

 

1. Die Gemeinschaft und Albanien nehmen zur Kenntnis, dass in der Gemeinschaft für die 

Typgenehmigung für Lastkraftwagen seit dem 1. Januar 20011 folgende Grenzwerte für 

Abgas- und Lärmemissionen gelten: 

 

 Grenzwerte für die Europäische Prüfung mit stationärem Fahrzyklus (ESC) und die 

Europäische Prüfung mit lastabhängigem Fahrzyklus (ELR): 

 

  Kohlen-
monoxid 

Kohlen-
wasserstoffe 

Stickstoff-
oxide 

Partikel Rauch-
trübung 

  (CO) 
g/kWh 

(HC) 
g/kWh 

(NOx) 
g/kWh 

(PT) 
g/kWh m-1 

Zeile A Euro III 2,1 0,66 5,0 
0,10 

0,13(a) 
0,8 

 

(a) Für Motoren mit einem Hubraum von unter 0,75 dm³ je Zylinder und einer 
Nennleistungsdrehzahl von über 3 000 min-1. 

                                                 
1 Richtlinie 1999/96/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 1999 zur 

Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen die Emission 
gasförmiger Schadstoffe und luftverunreinigender Partikel aus Selbstzündungsmotoren zum Antrieb 
von Fahrzeugen und die Emission gasförmiger Schadstoffe aus mit Erdgas oder Flüssiggas 
betriebenen Fremdzündungsmotoren zum Antrieb von Fahrzeugen. 
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Grenzwerte für die Europäische Prüfung mit instationärem Fahrzyklus (ETC): 
 

  Kohlen-
monoxid 

Nicht-
Methan-
Kohlen-

wasserstoffe 

Methan 

 

Stickstoff-
oxide 

 

Partikel 

  (CO) 
g/kWh 

(NMHC) 
g/kWh 

(CH4)(b)

g/kWh 
(NOx) 
g/kWh 

(PT) 
(c) 

g/kWh 

Zeile A Euro III 5,45 0,78 1,6 5,0 
0,16 

0,21(a) 
 
 
(a) Für Motoren mit einem Hubraum von unter 0,75 dm³ je Zylinder und einer 

Nennleistungsdrehzahl von über 3 000 min-1. 
 
(b) Nur für Erdgasmotoren. 
 
(c) Gilt nicht für mit Gas betriebene Motoren. 
 
 

2. In Zukunft bemühen sich die Gemeinschaft und Albanien, die Emissionen von Kraftfahr-

zeugen dadurch zu verringern, dass Kontrolltechnologie für Fahrzeugemissionen nach dem 

Stand der Technik angewandt und Kraftstoff von verbesserter Qualität verwendet wird. 
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ERKLÄRUNG DER GEMEINSCHAFT 

 

Erklärung der Gemeinschaft zu den von der Gemeinschaft auf der Grundlage 

der Verordnung (EG) Nr. 2007/2000 gewährten besonderen Handelsmaßnahmen 

 

In der Erwägung, dass die Gemeinschaft besondere Handelsmaßnahmen für die am Stabilisierungs- 

und Assoziierungsprozess der Europäischen Union teilnehmenden oder damit verbundenen Länder, 

einschließlich Albaniens, auf der Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 2007/2000 des Rates vom 

18. September 2000 zur Einführung besonderer Handelsmaßnahmen für die am Stabilisierungs- und 

Assoziierungsprozess der Europäischen Union teilnehmenden oder damit verbundenen Länder und 

Gebiete gewährt, erklärt die Gemeinschaft, 

 

− dass bei der Anwendung des Artikels 30 des Abkommens die günstigeren der einseitigen 

autonomen Handelsmaßnahmen zusätzlich zu den von der Gemeinschaft im Abkommen 

angebotenen vertraglichen Handelszugeständnissen angewandt werden, solange die 

Verordnung (EG) Nr. 2007/2000 des Rates in der geänderten Fassung Anwendung findet; 

 

− dass insbesondere für die Waren der Kapitel 7 und 8 der Kombinierten Nomenklatur, für die 

im Gemeinsamen Zolltarif ein Wertzollsatz und ein spezifischer Zollsatz vorgesehen ist, 

abweichend von der einschlägigen Bestimmung des Artikels 27 Absatz 1 des Abkommens 

auch der spezifische Zollsatz beseitigt wird. 

 

 

________________________ 
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